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schen Union 

Die Gipfelblase  

BRASILIENS GIPFELTREFFEN MIT LATEINAMERIKA UND DER EUROPÄISCHEN 

UNION

Gipfeltreffen zwischen Staats- und Regie-

rungstreffen sind mittlerweile ein wesent-

liches Instrument internationaler Politik. 

Sie sind eine Art symbolischer Politik, weil 

sie nicht unbedingt konkrete Ergebnisse, 

sondern vor allem Absichtserklärungen 

produzieren. Doch unbestreitbar besitzen 

sie einen hohen medialen Effekt. 

Die beteiligten Staats- und Regierungsfüh-

rer sonnen sich im Blitzlicht der Fotografen 

und das gemeinsame Gruppenfoto erscheint 

zuweilen als der inhaltliche Höhepunkt der 

Veranstaltung. Zwar wird in der Regel auch 

eine Abschlusserklärung produziert, die ei-

nige gemeinsame Ziele auflistet. Für deren 

Umsetzung fehlen aber nicht selten Akribie 

und politischer Wille. 

Das Publikum jedoch wird von einer kriti-

schen Überprüfung der Gipfelergebnisse ab-

gelenkt durch die Veranstaltung weiterer 

Gipfel mit entsprechendem medialen Pomp. 

Vielleicht aber sollte jemand die beteiligten 

Staatschefs warnen: nach dem Platzen der 

Kredit- und Spekulationsblase könnte sich 

die ganze Gipfeldiplomatie als eine andere 

Blase entpuppen, die zu platzen droht. Dann 

verlören nach den Managern auch die 

Staats- und Regierungschefs ihr Ansehen 

als Macher und Krisenlöser. Wer aber stün-

de dann noch für die Lösung der Probleme 

bereit? Die Experten? Da drohten uns die 

Sprechblasen. Also raten wir den politischen 

Führern, künftig doch lieber dem einen oder 

anderen Gipfel fernzubleiben, um zu Hause 

die Arbeit zu erledigen. Auf den Gipfeln tref-

fen sie ohnehin immer nur die gleichen Leu-

te... 

Die brasilianische Regierung von Präsident 

Lula da Silva gehört im internationalen Ver-

gleich zweifellos zu den engagiertesten Gip-

felanhängern. Wenige Tage vor Weihnach-

ten hat sie innerhalb einer Woche gleich 

sechs Gipfeltreffen veranstaltet, und zwar 

vom 15. bis 17. Dezember in dem Badeort 

Costa de Sauípe in Bahía 

- ein Gipfeltreffen des Mercosur-Rates, 

- das erste Gipfeltreffen der Länder La-

teinamerikas und der Karibik über In-

tegration und Entwicklung (CALC), 

- ein Gipfeltreffen der Union der Südame-

rikanischen Nationen (UNASUL), 

- ein Gipfeltreffen der Rio-Gruppe, 

und am 21. und 22. Dezember in Rio de Ja-

neiro 

- das zweite Gipfeltreffen zwischen Brasi-

lien und der Europäischen Union, 

- ein bilaterales Gipfeltreffen zwischen 

Brasilien und Frankreich. 

DIE SÜD- UND LATEINAMERIKANISCHEN 

GIPFELPROZESSE  

MERCOSUR: geringe Fortschritte der regio-

nalen Integration Am 15. September fand 

turnusgemäß das zweimal jährlich stattfin-

dende Gipfeltreffen des MERCOSUR-Rates 

statt, an dem neben den Regierungschefs 

der MERCOSUR-Mitgliedsländer Argentinien, 

Brasilien, Paraguay und Uruguay auch die 
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Regierungschefs der assoziierten Länder Bo-

livien, Chile und Venezuela teilnahmen. 

Aufgrund des noch nicht abgeschlossenen 

Ratifizierungsverfahrens seines Aufnahme-

gesuchs ist Venezuela kein Vollmitglied der 

Gemeinschaft. 

Brasilien hatte im zweiten Halbjahr 2008 

den Vorsitz des MERCOSUR inne, den es für 

das erste Halbjahr 2009 an Paraguay wei-

tergab. Der Stellenwert des MERCOSUR für 

die brasilianische Regierung ist keineswegs 

einfach auszumachen.1 Nach dem starken 

Rückgang des regionalen Handelsaustau-

sches infolge der argentinischen Krise der 

Jahre 1999-2001 hat der bilaterale Handel 

im Rahmen der wirtschaftlichen Erholung 

des Nachbarn zwar seit 2002 wieder zuge-

nommen. Doch die Asymmetrien innerhalb 

der Gemeinschaft haben sich weiter ver-

schärft und werden heute deutlicher wahr-

genommen. Vor allem die kleineren Partner 

Uruguay und Paraguay sind mit der Ent-

wicklung des MERCOSUR sehr unzufrieden. 

Sie klagen darüber, dass ihre wirtschaftli-

chen Vorteile aus ihrer Mitgliedschaft eher 

bescheiden blieben. Ihre Kritik richtet sich 

auf die Defizite beim Marktzugang, den In-

vestitionen, dem Ausbau der Infrastruktur, 

der Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 

und dem Ausbau der Gemeinschaftsinstitu-

tionen. 

Von der Errichtung eines Gemeinsamen 

Marktes ist der MERCOSUR heute weiter 

entfernt denn je. Er ist bisher nicht mehr als 

eine unvollständige Zollunion. Zahlreiche 

Ausnahmeregelungen, die vor allem von Ar-

gentinien zum Schutz vor brasilianischen 

Importen durchgesetzt wurden, haben die 

Zoll- und Freihandelsvereinbarungen durch-

löchert. Infolge der zahlreichen Ausnahmen 

                                                   

1 Die folgenden Abschnitte zum MERCOSUR 

sind zum Teil dem Beitrag des Autors über 

„Brasilien und die regionale Wirtschaftsintegra-

tion“ für die Neuauflage des Buches „Brasilien 

heute“ hrsg. von Gerd Kohlhepp und Hartmunt 

Sangmeister, entnommen (erscheint 2009). 

oder Sonderregelungen gilt der gemeinsame 

Außenzoll de facto nur für 10 Prozent der 

Einfuhren. Die strukturellen Asymmetrien 

zwischen den Mitgliedsländern sowie der 

neue wirtschaftliche Nationalismus in Argen-

tinien haben eher das Gegenteil eines In-

tegrationsprozesses provoziert, nämlich 

Protektionismus innerhalb der Gemein-

schaft. In Brasilien bestehen deshalb bei 

wichtigen Unternehmerkreisen, Politikern, 

den Medien und auch innerhalb des Außen-

ministeriums starke Zweifel an der Zu-

kunftsfähigkeit der Gemeinschaft. Der MER-

COSUR hat viel Glaubwürdigkeit und Unter-

stützung verloren. Seine Kritiker weisen u.a. 

darauf hin, dass der Anteil des MERCOSUR 

am weltweiten Sozialprodukt von 4,5 Pro-

zent Mitte der neunziger Jahre auf 2,5 Pro-

zent zurückgefallen ist - das ist genau so 

viel wie der Anteil der vier Mitgliedsländer 

vor der Gründung der Gemeinschaft. Der 

Anteil des MERCOSUR an den Exporten Bra-

siliens nach Südamerika ging zwischen 1998 

und 2005 von zwei Dritteln auf weniger als 

die Hälfte (45 Prozent) zurück. Wichtige 

Repräsentanten aus Politik und Wirtschaft 

Brasiliens befürworten mittlerweile eine 

größere Handlungsfreiheit für das Land oh-

ne Rücksicht auf Gemeinschaftsregelungen, 

die ohnehin niemand einhalte. 

Zumindest aus einer von europäischen Er-

fahrungen geprägten Perspektive liegt eine 

der größten Schwächen des MERCOSUR 

darin, dass es bisher nicht möglich war, 

funktionsfähige Gemeinschaftsinstitutionen 

zu gründen und mit Kompetenzen auszu-

statten. Präsident Lula da Silva hatte zwar 

zu Beginn seiner Amtszeit ab 2003 eine 

Stärkung der Gemeinschaftsinstitutionen in 

Aussicht gestellt. Die Praxis weist aber eher 

in eine andere Richtung. Auch unter seiner 

Regierung hat sich die brasilianische Admi-

nistration geweigert, den Ausbau des MER-

COSUR als internationale regionale Organi-

sation voranzutreiben. Ursache dafür ist der 

traditionelle Widerstand Brasiliens gegen 

einen vermeintlichen Verlust von Souveräni-

tätsrechten und entsprechend gegen eine 

Erweiterung der Kompetenzen des MERCO-

SUR-Sekretariats und anderer Gemein-
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schaftsinstitutionen. Stattdessen schwirrt 

ein Heer von Beamten von Sitzung zu Sit-

zung, um in zahllosen Foren isolierte Ver-

einbarungen auszuhandeln, die in keinem 

Gesamtzusammenhang stehen und häufig 

auch nicht umgesetzt werden. Zudem wer-

den Gemeinschaftsentscheidungen von Tei-

len der brasilianischen Administration be-

wusst torpediert. Das brasilianische Fi-

nanzministerium ist bekannt dafür, dass es 

die Umsetzung von Integrationsvereinba-

rungen nach Möglichkeit verschleppt oder 

vollkommen hintergeht. Ähnlich verhalten 

sich Teile des Wirtschaftsministeriums. Hin-

zu kommt, dass sich der Integrationspro-

zess bisher weitgehend auf Regierungsebe-

ne abspielt und Vertreter der Unternehmer 

oder der Zivilgesellschaft nicht in den Pro-

zess einbezogen sind. Durch die Aufnahme 

neuer Mitglieder wird diese geringe tatsäch-

liche Integrationsdichte noch weiter ausge-

höhlt. So erfolgte die Aufnahme Venezuelas 

ohne eine klare Vereinbarung über die 

Übernahme der geltenden Gemeinschafts-

regeln und ohne einen Zeitplan für den Bei-

tritt des neuen Partners zur Zollunion. 

Andererseits gibt es einige Initiativen, die 

den Anschein einer Zukunftsfähigkeit der 

Gemeinschaft aufrechterhalten. Dazu gehört 

beispielsweise die Einberufung eines MER-

COSUR-Parlaments seit 2007 (Parlasul), die 

Einrichtung eines „Kohäsionsfonds“ (Fundo 

de Convergencia Estructural, Focem) zur 

Förderung von Entwicklungsprojekten zum 

regionalen Ausgleich innerhalb der Gemein-

schaft oder die Vereinbarung von Reise- und 

Niederlassungserleichterungen für Bürger 

der Mitgliedsstaaten. Solche Initiativen blei-

ben jedoch eher symbolische Politik, weil sie 

wenig konkrete Substanz für den Fortschritt 

des Integrationsprozesses enthalten, der 

ohne die wirtschaftliche Integration, ohne 

eine Zollunion und die Anstrengungen zum 

Aufbau eines gemeinsamen Marktes reine 

Rhetorik bleibt. So besteht die Gefahr, dass 

der MERCOSUR lediglich als eine politische 

Diskussionsplattform funktioniert, die ihren 

Mitgliedern im Bereich des Handels und der 

Investitionen immer weniger konkrete Vor-

teile bieten kann. 

Bei dem Gipfeltreffen in Costa de Sauipe 

traten erneut die Schwierigkeiten zur Ver-

einbarung wichtiger Integrationsregelungen 

zutage. Gescheitert ist das insbesondere 

von Brasilien betriebene Vorhaben eines 

Abkommens zugunsten eines gemeinsamen 

Zollkodex sowie zur Abschaffung der dop-

pelten Anwendung des Gemeinsamen Au-

ßenzolls auf fremde Produkte, die zwischen 

den Ländern der Gemeinschaft zirkulieren. 

Damit sollte der MERCOSUR als Zollgemein-

schaft gestärkt werden. Für Brasilien besa-

ßen diese beiden Abkommen Priorität und 

sollten ein abschließender Höhepunkt seiner 

Präsidentschaft des MERCOSUR-Rates sein. 

Nach dem Scheitern der Verhandlungen er-

klärte Außenminister Amorim, er sei „zu-

tiefst frustriert“. Das Vorhaben, das auch 

von Argentinien unterstützt wurde, ist am 

Widerstand Paraguays gescheitert. Das klei-

ne Land fürchtete den Ausfall von Steuer-

einnahmen in Höhe von insgesamt 1,5 Milli-

onen US-Dollar pro Jahr. Die übrigen MER-

COSUR-Länder hatten zwar Kompensations-

zahlungen an Paraguay zugesagt, die diesen 

Wert deutlich überschritten. Dennoch hat 

die Regierung von Asunción ihre Unter-

schrift unter das Abkommen verweigert. 

Nach Aussagen von Amorim sind von der 

Verzögerung des Abkommen auch die Han-

delsverhandlungen mit der Europäischen 

Union und anderen Ländern sowie die För-

derung von Produktionsketten innerhalb der 

Gemeinschaft betroffen. 

Dennoch vermied er eine offene Kritik an 

Paraguay, um die derzeit ohnehin ange-

spannten Beziehungen nicht weiter zu be-

lasten. Die Verhandlungen über jene Ab-

kommen werden nun fortgeführt, jedoch 

wohl nicht vor Ende 2009 abgeschlossen. 

Wichtigstes Ergebnis des MERCOSUR-

Gipfels ist die Begründung zwei neuer Hilfs-

fonds für kleinere und mittlere Unterneh-

men mit einem Volumen von 100 Millionen 

US-Dollar sowie eines weiteren Fonds zur 

Unterstützung landwirtschaftlicher Familien-

betriebe. In beiden Fällen hat Brasilien die 

Finanzierung von 70 Prozent dieser Fonds 

zugesagt. Im Hinblick auf den bereits vor 
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zwei Jahren begründeten Kohäsionsfonds 

hat Brasilien angekündigt, seinen Beitrag 

von 70 auf 140 Millionen US-DOllar zu er-

höhen. 

Gegenüber Bolivien wurden die Ursprungs-

regeln flexibilisiert, um den Import von Tex-

tilien in die MERCOSUR-Länder zu erleich-

tern, nachdem die US-Regierung ein Präfe-

renzabkommen für Bolivien kündigte, weil 

Präsident Evo Morales die Zusammenarbeit 

mit der US-Antidrogenbehörde DEA einge-

stellt und den US-Botschafter des Landes 

verwiesen hatte. Für bolivianische Textil-

produzenten war das Präferenzabkommen 

mit den USA von großer Bedeutung. 

Auch wenn man angesichts ihrer übrigen 

südamerikanischen Aktivitäten und Ambitio-

nen gelegentlich daran zweifeln mag, ob der 

MERCOSUR tatsächlich noch eine Priorität 

für die Regierung Lula besitzt, zeigen die 

brasilianischen Finanzierungszusagen zu 

den genannten Fonds, dass zumindest ein 

stärkeres Bewusstsein für die Übernahme 

größerer Verpflichtungen besteht. 

Bemerkenswert ist zudem, dass die Finanz-

zusagen zu einem Moment erfolgen, in dem 

einige südamerikanische Länder ganz offen 

damit drohen, ihre Schulden gegenüber 

Brasilien nicht zu bezahlen. 

Im September 2008 hatte die Regierung 

Ecuadors die brasilianische Baufirma 

Odebrecht wegen Unstimmigkeiten beim 

Bau eines Kraftwerkes des Landes verwie-

sen. Dieser Bau war wie andere Projekte 

auch von der brasilianischen Entwicklungs-

bank BNDES finanziert worden. Die ecuado-

rianische Regierung ließ alle von ihren Vor-

gängern ausgehandelten Verträge mit der 

BNDES überprüfen und sprach anschließend 

von Unregelmäßigkeiten. Präsident Correa 

nahm das zum Anlass, die Einstellung des 

Schuldendienstes an die BNDES zu verkün-

den. 

Paraguay, Bolivien und Venezuela stellten 

daraufhin ebenfalls eine Prüfung ihrer Ver-

träge mit der BNDES und die eventuelle 

Einstellung des Schuldendienstes in Aussicht 

gestellt. Infolge der Erfahrungen im Zu-

sammenhang mit der Nationalisierung der 

Petrobras-Anlagen in Bolivien hat die brasi-

lianische Regierung auf die Androhung Cor-

reas Sanktionen angekündigt und auch den 

anderen Nachbarn mit einer Kreditsperre 

gedroht. Außenminister Amorim verlangte, 

Brasilien dürfe nicht wie eine Kolonialmacht 

behandelt werden. Anscheinend haben die 

Präsidenten Lula und Correa in Costa de 

Sauípe eine Lösung des „Problems“ verein-

bart, so dass Ecuador bis zum 29. Dezem-

ber die nächste Schuldenrate überweisen 

würde. 

Unmittelbar nach Abschluss des Gipfelpro-

zesses in Costa de Sauípe hat die brasiliani-

sche Abgeordnetenkammer am Abend des 

17. Dezember mit großer Mehrheit der Auf-

nahme Venezuelas in den MERCOSUR zuge-

stimmt. Jetzt fehlt noch die Ratifizierung 

durch den Senat, in dem die Opposition ge-

gen den Beitritt stärker und die Mehrheit 

der Regierung Lula schwächer ist. Es wird 

wohl zumindest noch einige weitere Monate 

dauern, ehe auch im Senat das Ratifizie-

rungsverfahren abgeschlossen ist. Auch in 

Paraguay ist der Ratifizierungsprozess noch 

nicht abgeschlossen. 

CALC: Bush Bashing und Hoffierung Kubas 

Am 16. und 17. Dezember fand in Costa de 

Sauípe das erste Gipfeltreffen der Länder 

Lateinamerikas und der Karibik über Integ-

ration und Entwicklung statt, das sogleich 

ein eigenes Acronym enthielt: CALC – Cúpu-

la da América Latina e do Caribe. Dieses 

Gipfeltreffen vereinte Staats- und Regie-

rungschefs aus 33 Ländern. 

Lediglich die Präsidenten Perus und Kolum-

biens ließen sich vertreten. Zum ersten Mal 

nahm der kubanische Präsident Raúl Castro 

an einem solchen Treffen teil und stand ne-

ben Präsident Lula im Mittelpunkt der Ver-

anstaltung. Perus Präsident Alan García soll 

sein Fernbleiben damit begründet haben, er 

werde sich nicht mit Diktatoren an einen 

Tisch setzen. 
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Das CALC-Treffen war gewissermaßen ein 

Höhepunkt bisheriger brasilianischer Bemü-

hungen um engere politische und wirt-

schaftliche Beziehungen zur Gesamtheit der 

Länder Lateinamerikas. Nachdem sich die 

Lula-Regierung in den ersten Jahren ganz 

bewusst nur auf Südamerika konzentrierte, 

Mexiko in der Regel als Teil Nordamerikas 

bezeichnete und Zentralamerika praktisch 

nicht wahrnahm, ist diese neuere Hinwen-

dung zu „Lateinamerika“ bemerkenswert. 

Die USA und Kanada waren bewusst ausge-

schlossen. Seit der Unabhängigkeit der la-

teinamerikanischen Länder vor 200 Jahren, 

so Außenminister Amorim, sei dies das erste 

Treffen der Länder der Region ohne Teil-

nahme der USA, Kanadas, Spaniens oder 

Portugals. 

Nicht die Diskussion von Entwicklungskon-

zepten oder neue Formen regionaler Integ-

ration standen im Mittelpunkt der Tagung 

sondern die Kritik an den USA, die Latein-

amerika im imperialistischen Stil behandeln 

würden und die aktuelle Wirtschafts- und 

Finanzkrise verursacht hätten. Vor allem die 

Präsidenten Brasiliens, Boliviens und Vene-

zuelas betonten die Eigenständigkeit der 

Region, die keiner nordamerikanischen Be-

vormundung bedürfe, sondern selbständig 

den besten Entwicklungsweg für sich ent-

scheiden werde. Präsident Bush stand im 

Zentrum der Kritik. Sein Nachfolger Obama 

wurde aufgefordert, das Embargo gegen 

Kuba unverzüglich aufzuheben. Boliviens 

Präsident Morales schlug sogar vor, dem 

neuen US-Präsidenten dafür eine Frist von 

sechs Monaten zu setzen. Bei Nichtbefol-

gung sollten alle CALC-Staaten ihre Bot-

schafter aus Washington abziehen. Dieser 

Vorschlag wurde nicht angenommen. 

Konkrete Ergebnisse im Sinne praktischer 

Vereinbarungen hatte das CALC-Treffen 

nicht. Es war beherrscht von „klassischer“ 

lateinamerikanischer Rhetorik. Gleichwohl 

hat der CALC-Gipfel einige bemerkenswerte 

politische Seiten. Da ist erstens die Fähig-

keit der brasilianischen Regierung, praktisch 

alle Staats- und Regierungschefs aus La-

teinamerika und der Karibik zu einem Tref-

fen unter Ausschluss der USA und Kanadas 

zusammenzurufen (einige Kollegen aus der 

Karibik wurden mit dem Flugzeug des brasi-

lianischen Präsidenten abgeholt). Brasilien 

hat damit seinen regionalen Führungsan-

spruch deutlich gemacht, den der Venezola-

ner Hugo Chavez angesichts der Preisent-

wicklung für Erdöl kaum noch herausfordern 

kann. Zweitens hat Brasilien Kuba in das 

lateinamerikanische System integriert, ohne 

auch nur mit einem Wort die Lage der Men-

schenrechte und politischen Freiheiten auf 

der Insel anzusprechen. „Auch wenn hier 

sonst nichts passiert wäre, hatte dieses 

Treffen schon allein deshalb seinen Wert, 

weil die Rückkehr Kubas in die Rio-Gruppe 

gebilligt wurde“. Dass die Rio-Gruppe zu-

mindest bisher ein Konsultationsorgan la-

teinamerikanischer Demokratien ist, hat 

Präsident Lula mit dieser Bemerkung zu-

mindest übersehen. Ob und wie die Gesprä-

che der Rio-Gruppe mit der Europäischen 

Union davon betroffen werden, bleibt abzu-

warten. Drittens ist die antiamerikanische 

Tonlage so kurz vor dem Amtswechsel in 

Washington zumindest überraschend. „Die 

Länder der Region können den USA nicht 

unterwürfig sein“, so Präsident Lula. Das 

aber wird von Washington ohnehin nicht 

erwartet. Die lateinamerikanischen Führer 

müssen sich im Gegensatz fragen lassen, 

warum sie den neuen US-Präsidenten mit 

solcher Rhetorik aus der ideologischen Mot-

tenkiste empfangen. Im April 2009 werden 

sie mit Barack Obama während des nächs-

ten „Gipfel der Amerikas“ zusammentreffen. 

Kuba wird dann voraussichtlich wiederum  

nicht dabei sein. Aber es ist sehr unwahr-

scheinlich, dass einer der übrigen Latein-

amerikaner deshalb zu Hause bleibt. Warum 

die lateinamerikanischen Präsidenten nun 

im heißen Costa de Sauípe ihr Mütchen 

kühlten, ist rätselhaft. Viertens schließlich 

bedeutet die Gründung des neuen Regional-

forums CALC eine weitere Schwächung der 

Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) 

als der wichtigsten Institution des interame-

rikanischen Systems. Schon lange ist die 

OAS kein Instrument des Hegemonialismus 

der USA mehr, sondern hat in den vergan-
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genen Jahren Funktionen als Plattform zur 

Förderung des politischen Dialogs und de-

mokratischer Entwicklungen (etwa durch 

Wahlbeobachtungen, die Verabschiedung 

einer Carta Democrática etc.) übernommen. 

Zusammen mit der OAS ist in Costa de Sau-

ípe durch die Gründung des südamerikani-

schen Verteidigungsrates auch ein anderes 

Instrument des interamerikanischen Sys-

tems geschwächt worden, der Inter-

Amerikanische Verteidigungsrat (Junta Inte-

ramericana de Defensa, JID) mit Sitz in Wa-

shington. Ob CALC zu dieser Schwächung 

der interamerikanischen Institutionen eine 

bessere Alternative darstellt, bleibt zumin-

dest abzuwarten. 

UNASUL: Gründung des Südamerikani-

schen Verteidigungsrates  

Neben dem MERCOSUR hat die brasiliani-

sche Regierung seit einigen Jahren ein an-

deres Projekt regionaler Integration geför-

dert: die Union der Südamerikanischen Na-

tionen (União das Nações Sul-Americanas, 

UNASUL). Diese ist offiziell am 23. Mai 2008 

während eines Treffens der Präsidenten und 

Repräsentanten der zwölf Staaten Südame-

rikas in Rio de Janeiro gegründet worden. 

Ihr zentrales Ziel ist die politische, soziale 

und wirtschaftliche Koordination der Region. 

Die Wirtschaftsintegration ist kein vorrangi-

ges Ziel. 

Insofern besteht keine Konkurrenz zum 

MERCOSUR. Mit Blick auf die Landkarte, vor 

allem aber angesichts möglicher Komple-

mentaritäten der Wirtschaft und nicht zu-

letzt im Bereich der Energieversorgung kann 

die Herausbildung einer südamerikanischen 

Gemeinschaft tatsächlich sinnvoll sein. UNA-

SUL entspricht eindeutig brasilianischen In-

teressen. 

Beispielsweise erhielte dass Land über den 

Ausbau der Infrastruktur und Kommunikati-

on leichteren Zugang zum Pazifik und könn-

te auch seine Kontrolle über das Amazonas-

becken ausweiten. Doch erstens scheint der 

brasilianische Protagonismus die Förderung 

dieses Gemeinschaftsprojekts durch die an-

deren Länder eher zu dämpfen und zweitens 

ist eine Förderung der wirtschaftlichen In-

tegration nicht zu erwarten. Vorläufig ist sie 

ein politisches Abstimmungsforum ohne kla-

re Konturen. Ihr institutioneller Rahmen 

bleibt ungewiss. 

Am Rande des CALC-Gipfels fand nun in 

Costa de Sauípe auch ein weiteres Gipfel-

treffen der UNASUL-Staats- und Regie-

rungschefs statt. Wichtigstes Ergebnis der 

Zusammenkunft war die Gründung eines 

Südamerikanischen Verteidigungsrates. Ne-

ben der Konfliktvermeidung soll dieses neue 

Organ die regionale militärische Kooperation 

fördern und die Verteidigungsindustrien in-

tegrieren. Nach den Worten des brasiliani-

schen Verteidigungsministers Nelson Jobim 

„gibt es in diesem Bereich viel zu tun“. Nicht 

zuletzt wegen der unverhohlenen brasiliani-

schen Interessen an der Förderung der ei-

genen Rüstungsindustrie wird die Gründung 

dieses Verteidigungsrates von den Nachbar-

ländern mit Skepsis betrachtet. Es dauerte 

mehr als ein Jahr, bis der brasilianische 

Vorschlag zur Gründung des Verteidigungs-

rates auch von den Nachbarn akzeptiert 

wurde. 

Eine andere dringende Entscheidung hat 

UNASUL nicht getroffen: die Wahl ihres Ge-

neralsekretärs. Nachdem der ehemalige ar-

gentinische Präsident Nestor Kirchner für 

diesen Posten ins Gespräch kam, hat Uru-

guay mit seinem sofortigen Austritt aus der 

UNASUL gedroht. Als Präsident hatte Kirch-

ner den Bau zweier Papierfabriken in Uru-

guay zu verhindern versucht, weil er die In-

vestition in Argentinien haben wollte. Er hat 

Massenproteste und Straßensperren gegen 

Uruguay mobilisiert und den kleinen Nach-

barn sogar vor dem internationalen Ge-

richtshof in Den Haag verklagt. In Montevi-

deo ist er deshalb nicht gut gelitten. 

Abgesehen davon, dass Kirchner während 

seiner Präsidentschaft wenig Interesse an 

internationalen Beziehungen zeigte und 

auch dem UNASUL-Gründungsprozess weit-

gehend teilnahmslos gegenüberstand, de-

monstriert diese Episode einmal mehr die 
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erheblichen Differenzen innerhalb Südame-

rikas, die tiefer gehende Integrationspro-

zesse erschweren. 

Rio-Gruppe: Aufnahme Kubas 

Im Rahmen der CALC-Tagung fand eine Sit-

zung der Rio-Gruppe statt, in die Kuba nun 

offiziell aufgenommen wurde. 

Im Anschluss an das Treffen in Bahía statte-

te Kubas Präsident Raúl Castro Brasilia noch 

einen offiziellen Staatsbesuch ab. Dabei 

schlug er dem gewählten US-Präsidenten 

Barack Obama einen Gefangenenaustausch 

vor. Kuba würde 200 „politische Gefange-

nene” im Austausch gegen fünf in Florida 

verurteilte kubanische Spione austauschen. 

Das Weiße Haus und das State Department 

haben diesen Vorschlag sofort zurückgewie-

sen. 

2. GIPFELTREFFEN MIT DER EUROPÄI-

SCHEN UNION UND FRANKREICH 

Die „strategische Partnerschaft“ Brasilien 

– Europäische Union  

Im Juli 2007 haben Brasilien und die Euro-

päische Union eine „Strategische Partner-

schaft“ vereinbart, um die beiderseitigen 

Beziehungen zu vertiefen und im internatio-

nalen Kontext noch enger zusammenzuar-

beiten. Am 22. Dezember fand nun in Rio 

de Janeiro ein 2. Gipfeltreffen zwischen bei-

den Seiten statt, bei dem der amtierende 

EU-Ratspräsident, der französische Präsi-

denten Nicolas Sarkozy, und der EU- Kom-

missionspräsidenten José Manuel Durao 

Barroso mit dem brasilianische Präsidenten 

Lula da Silva über Fragen von gemeinsamen 

Interesse sprachen und einen Aktionsplan 

verabschieden, in dem die politischen Priori-

täten und Maßnahmen der Strategischen 

Partnerschaft zwischen der EU und Brasilien 

dargelegt werden. Die wichtigsten Ge-

sprächsthemen waren die internationale Fi-

nanzkrise, Klimawandel, Energie, Multilate-

ralismus und die politische Lage im Süden 

Lateinamerikas. Im Rahm en des Gipfeltref-

fens fand auch eine Unternehmertagung 

statt. 

Im Hinblick auf den G-20 Gipfel über die 

Reform des Finanzsystems im April 2009 in 

London wollen beide Seiten einen gemein-

samen Vorschlag erarbeiten um, wie Sarko-

zy betonte, „mit einer Stimme“ zu sprechen. 

Der französische Präsident hob auch die 

Bemühungen seines brasilianischen Kolle-

gen um einen Abschluss der Dohá-Runde 

der Welthandelsorganisation (WTO) hervor. 

Präsident Lula betonte ebenfalls die breite 

Übereinsdtimmung im Hinblick auf die Ord-

nung des internationalen Finanzsystems und 

einen offenen Welthandel. Allerdings erin-

nerte er daran, dass die EU aus brasiliani-

scher Sicht noch einige Handelsbarrieren im 

Agrarbereich abbauen müssten. 

Der Gemeinsame Aktionsplan spiegelt ehr-

geizige Ziele der bilateralen Beziehungen 

wider und schlägt gemeinsame Maßnahmen 

in zahlreichen Bereichen vor, von Bildung 

und Kultur über Menschenrechte bis hin zu 

ordnungspolitischen Fragen. Zu den wich-

tigsten Themen gehören: 

- Reform der Vereinten Nationen: Beide Sei-

ten treten für eine UN-Reform einschließlich 

des Sicherheitsrates ein. Der brasilianische 

Anspruch auf einen ständigen Sitz im Si-

cherheitsrat wurde von den EU-Vertretern 

unterstützt. Bei der Abrüstung und der 

Nichtverbreitung von Atomwaffen soll es 

künftig ebenfalls eine engere Zusammenar-

beit im UN-Rahmen geben. 

- Welthandel: Beide Seiten vereinbarten 

neue Anstrengungen, um die Dohá-Runde 

der WTO zu einem Abschluss zu bringen. 

Für die Lösung der Fragen beim Handel mit 

Agrar- und Industrieprodukten versprachen 

beide Seiten „neue Impulse“. 

- Neue internationale Finanzarchitektur: 

Brasilien und die EU wollen ihre Anstren-

gungen für eine Reform der internationalen 

Finanzarchitektur koordinieren, was neue 

Regulierungsmechanismen und die Finanzie-
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rungsinstitutionen (z.B. den Internationalen 

Währungsfonds) einschließt. 

- Finanzielle Zusammenarbeit: Zwischen der 

Europäischen Investitionsbank und der Bra-

silianischen Entwicklungsbank BNDES soll es 

eine engere Zusammenarbeit geben, bei-

spielsweise bei der Finanzierung von Infra-

strukturprojekten. 

- Kernenergie: Brasilien und die EU werden 

den Abschluss eines Kooperationsabkom-

mens prüfen und die Forschung im Bereich 

der friedlichen Nutzung der Kernenergie 

vertiefen. Das schließt die Europäische 

Atomgemeinschaft (EURATOM) ein. Brasilien 

soll auch eine Beteiligung an dem maßgeb-

lich aus EU-Mitteln finanzierten Fusionsreak-

tor ITER International Thermonuclear Expe-

rimental Reactor) erhalten. 

- EU-MERCOSUR: die seit 1999 laufenden 

Verhandlungen über ein Abkommen zwi-

schen der EU und dem MERCOSUR sollen 

möglichst bald zu einem erfolgreichen Ab-

schluss geführt werden. 

- Touristenvisa: zwischen Brasilien und der 

EU sollen Reiseerleichterungen eingeführt 

werden, so dass auch in den Ländern, für 

die zur Zeit noch Visapflicht besteht zumin-

dest für kurzfristige Aufenthalte die Vi-

sapflicht entfällt. 

- Umwelt: die EU und Brasilien wollen zu-

sammenarbeiten, um den Verlust von Biodi-

versität (beispielsweise durch die Entwal-

dung im Bereich des Amazonasgebietes) ab 

2010 aufzuhalten. Zudem wurde eine Zu-

sammenarbeit im Bereich erneuerbarer 

Energien und Erhöhung der Energieeffizienz 

vereinbart. 

Im Vorfeld der Reise hatte Sarkozy zwar 

angekündigt von Lula die Festlegung von 

konkreten CO2 Grenzwerten für die Emission 

von Treibhausgasen zu verlangen. Doch in 

der Abschlusserklärung des Treffens finden 

sich solche konkreten Festlegungen nicht. 

Insgesamt hat das Gipfeltreffen die guten 

Beziehungen zwischen Brasilien und der Eu-

ropäischen Union bestätigt. Die EU ist mit 

einem Anteil von 25 Prozent an den brasili-

anischen Exporten weiterhin der wichtigste 

Handelspartner Brasiliens. Trotz einiger Di-

vergenzen in manchen Bereichen besteht 

ein hohes Maß an Übereinstimmung in zent-

ralen Fragen, die eine solide Grundlage für 

eine Vertiefung der Zusammenarbeit im 

Rahmen der „strategischen Partnerschaft“ 

sind. 

Brasilien – Frankreich: Waffenkäufe, ein 

„Frankreich-Jahr“ in Brasilien – und der 

Charme von Carla Bruni 

Im Anschluss an den EU-Brasilien-Gipfel 

blieb EU-Präsident Sarkozy noch zu einem 

Staatsbesuch in seiner Eigenschaft als Prä-

sident Frankreichs im Land. 

Dabei wurde ein wichtiges Kooperationsab-

kommen im Bereich der Verteidigungsin-

dustrie unterzeichnet. Innerhalb der brasili-

anischen Administration hat seit einiger Zeit 

die Idee einer aktiven Industriepolitik an 

Bedeutung gewonnen. Die Verteidigungsin-

dustrie spielt dabei eine wichtige Rolle, wie 

in der ebenfalls im Dezember nach langer 

Diskussion vorgestellten neuen Verteidi-

gungsstrategie festgehalten wurde. Brasilien 

hofft über den Ausbau der Verteidigungsin-

dustrie auf Technologiegewinn. Verteidi-

gungsminister Jobim war deshalb im ver-

gangenen Jahr mehrfach unterwegs, um 

Möglichkeiten von Kooperationsprojekten im 

Verteidigungsbereich auszuloten. Mit Frank-

reich hat man nun konkrete Vereinbarungen 

getroffen. 

Das Abkommen mit Frankreich hat zwei we-

sentliche Teile. Einerseits kauft Brasilien 50 

Hubschrauber, die größtenteils in Brasilien 

von der Firma Helibrás montiert werden sol-

len. Der Kaufpreis liegt bei 1,899 Milliarden 

Euro. Andererseits erwirbt Brasilien fünf U-

Boote von Frankreich, vier konventionell 

angetrieben U-Boote vom Typ Scorpéne und 

ein U-Boot mit Nuklearantrieb. Die U-Boote 

sollen innerhalb von 20 Jahren in einer ei-

gens dafür in Rio de Janeiro zu bauenden 

Werft hergestellt werden. Die Werft wird 
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zunächst vom Privatsektor finanziert und 

soll nach 20 Jahren zusammen mit der 

Technologie für den U-Bootbau in brasiliani-

schen Besitz übergehen. Der Bau der Werft 

und der U-Boote soll noch einmal ca. 5 Mil-

liarden Euro kosten. Der Großteil der Ge-

samtsumme, etwa 6 Milliarden Euro, wer-

den an französische Unternehmen gehen, 

der Rest an brasilianische. Allerdings ist 

vorerst lediglich der Kauf der 50 Hub-

schrauber vertraglich fest abgesichert. Im 

Hinblick auf die U-Boote ist nur der Bau der 

Werft fest vereinbart, während der Techno-

logietransfer noch keineswegs gesichert ist 

und künftiger Vereinbarungen bedarf. Oh-

nehin wird Brasilien dann in 20 Jahren eine 

Technologie übernehmen, die bis dahin 

wahrscheinlich schon eher veraltet sein 

wird. Die Euphorie, mit der Präsident Lula 

und Verteidigungsminister Jobim die Verträ-

ge mit Frankreich gefeiert haben, ist zumin-

dest vorerst noch nicht ganz begründet. 

Vor wenigen Wochen hatte Brasilien mit 

dem russischen Präsidenten Medvedev ei-

nen Vertrag über den Kauf von 12 Hub-

schraubern abgeschlossen. Verteidigungs-

minister Jobim hatte im vergangenen Jahr 

auch Russland besucht und dort über den 

Kauf eines atomgetriebenen U-Boots ein-

schließlich Technologietransfer gesprochen, 

was aber ohne Ergebnisse blieb. Frankreich 

zeigte sich zwar flexibler. Aber den erhoff-

ten „Technologie-Transfer“ hat auch Präsi-

dent Sarkozy noch keineswegs garantiert. 

Auf jeden Fall hat sich Brasilien schon ein-

mal dazu verpflichtet, für alle eventuellen 

Schäden, die die U-Boote in 20 Jahren an-

richten können, zu haften. 

Das Kleingedruckte in den Verträgen kann 

jedoch das gute bilaterale Verhältnis zwi-

schen Brasilien und Frankreich nicht trüben. 

2009 wird in Brasilien zum „Frankreich-

Jahr“, das von den Präsidenten Lula und 

Sarkozy eröffnet wurde. Vom 21. April bis 

15. November 2009 sollen zahlreiche Ver-

anstaltungen über Frankreich und die bilate-

ralen Beziehungen stattfinden. 2005 hatte 

Frankreich ein „Brasilien-Jahr“ veranstaltet. 

Wichtiger aber als die Waffengeschäfte oder 

das angekündigte Frankreich-Jahr war für 

die brasilianischen Medien die Anwesenheit 

der französischen Präsidentengattin Carla 

Bruni, deren Vater in São Paulo lebt. Aus-

führlicher als über die farblosen Verhand-

lungen des EU- und Frankreich-Brasilien-

Gipfels wurde diesmal über das Damenpro-

gramm informiert. So gab es nach all den 

Gipfeltreffen wenigstens ein Thema, das 

wirklich alle interessierte. 


